Globale Armutsbekämpfung – ein Trojanisches Pferd?

Auswege aus der Armutsspirale oder westliche Kriegsstrategien?
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Die zur Lebensmittelkrise ausgearteten gestiegenen Preise und die Auseinandersetzung mit den Hungerrevolten in Teilen Afrikas und Zentralamerikas prägten die außenpolitische Debatte des Frühjahrs 2008. Kritische KommentatorInnen haben immer wieder die Gewaltstrukturen in den internationalen Beziehungen aufgezeigt, die zur ernstgemeinten Armutsbekämpfung beseitigt werden müssen. Ist die staatliche Entwicklungszusammenarbeit der reichen Länder ausreichend oder gegenwärtig überhaupt sinnvoll? Welche Rolle spielen EU- und US-Rüstungsexporte und neokoloniale Begehrlichkeiten beim Engagement gegen die Armut? Welche Rolle spielen die Finanzinstitutionen? Wann, wo und warum kann auch Armut zu Krieg führen? Was bedeutet „Krieg“ im Lichte der jüngsten Hungerrevolten?

Diesem komplexen Diskussionsbedürfnis kamen die Veranstalter der jährlich stattfindenden Sommerakademie – heuer zum 25. Mal vom 6. – 11. Juli 2008 – mit einer Konferenz nach, die sich wie das „who is who“ der deutschsprachigen Friedens- und Entwicklungsforschung liest. Mit einem breiten Feld von thematischen Zugängen, regionalen Fallbeispielen und der Debatte von alternativen Ansätzen konnten knapp 450 Menschen – viele davon mit einem enormen Vorwissen – und erfreulich viele MedienvertreterInnen (TV, Radio, Zeitungen, Zeitschriften, Online) begeistert werden, der Einladung ins südliche Burgenland auf die Burg Schlaining zu folgen. 

Die von Verena Dunst (Burgenländische Landesrätin) mit einigen kritischen und durchaus zum Widerspruch gedachten Fragen eröffnete Akademie führte besonders viele junge Menschen und Studierende (Kultur- und Sozialanthropologie, Internationale Entwicklung, Politikwissenschaft, Soziologie, Kommunikationswissenschaft u.a.) nach Schlaining. Wichtige Institutionen aus dem bunten Spektrum der Zivilgesellschaft haben – beinahe traditionell – die Sommerakademie zu einem Zusammentreffen genützt. Der Präsident des ÖSFK Gerald Mader setzte sich in seiner Begrüßungsrede mit den Millenniumszielen der Vereinten Nationen auseinander und blickte kritisch auf die Rolle der Finanzinstitutionen bei der globalen Armutsbekämpfung. Die neoliberale Globalisierung kritisierte er dabei aufs Schärfste als „geistige Fehlentwicklung“.

Wege aus der Armut

Im Festvortrag skizzierte Dieter Senghaas
 (Universität Bremen) entwicklungsgeschichtliche und aktuelle Lehren aus einer vergleichenden historischen Perspektive. Die gängige Entwicklungsdiskussion leidet, so Senghaas, an einer „bemerkenswerten Geschichtsvergessenheit“, was sich in vielen „apologetischen Auseinandersetzungen mit Globalisierung“ zeigt. Bei seiner Analyse bediente sich Senghaas der Lehren Friedrich Lists im Hinblick auf das historische Beispiel Englands, wo es spätestens seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts durch eine Kombination von Agrarindustrie- und Dienstleistungsrevolution zu einem Modernisierungsschub gekommen ist, welcher eine neue globale Problematik entstehen ließ, die auch in der gegenwärtigen Entwicklungsdiskussion aktuell virulent ist: die „Möglichkeit einer nochmaligen nachholenden Entwicklung“. Ausgangspunkt hierbei ist die Herausbildung einer Kluft bzw. eines „Kompetenzgefälles“ von „Know How“ zwischen Gesellschaften, die einen regen Austausch pflegen. In diesem Sinn stehen wenig produktiven Ökonomien, wie etwa den so genannten Entwicklungsländern, große Industrienationen oder „Spitzenökonomien“ gegenüber. Dieses Kompetenzgefälle zwischen Zentren und Peripherien fördert einen „Verdrängungswettbewerb“, bei dem Spitzenökonomien ihre Überlegenheit ausspielen – im Produktionsverfahren, in den Produkten selbst sowie durch stetige Innovation – und Nachzügler leicht peripherisiert und marginalisiert werden, sodass es zu gesellschaftlicher Regression bzw. zum gesellschaftlichen Verfall kommt. Im günstigen Fall, so Senghaas, werden diese nicht selten mit militärischer Gewalt zu ökonomischen Außenposten der Zentren, zu „Exklaven der Spitzenökonomien“ wie etwa Lateinamerika und die Karibik, wo zwar ein erhebliches Wachstum ausgelöst wurde, aber mit dem Preis einer stagnierenden Restökonomie. Senghaas diskutierte anhand von Listschen Überlegungen kritisch präventive und reaktive Maßnahmen wie etwa Schutzzölle und andere staatliche Interventionen wie Verwaltungs- und Verfassungsreformen und mahnte, dass Entwicklung nur durch eine „breitenwirksame, wohl proportionierte Ökonomie von Landwirtschaft, Industrie und Dienstleistungen“ und durch die „Mobilisierung brachliegender Ressourcen und Kapazitäten in allen Bereichen“ möglich ist, wobei er vor allem die zentrale Rolle der Landwirtschaft sowie von Humanressourcen in Form von immatriellem, geistigem Kapital in Modernisierungsprozessen hervorhob. 

Globale Armutsbekämpfung in des Kaisers neuen Kleidern

Anknüpfend an Senghaas´ Ausführungen über die zunehmende Peripherisierung und Ungleichheit, betrachtete Peter Lock
 (EART Hamburg) entsprechende Phänomene und Prozesse in den urbanen Zentren, wo Megastädte unter den gegebenen strukturellen Rahmenbedingungen einfach „nicht mehr regierbar“ sind. Dort machen neue Formen von Gewalt und Kriminalität neue Formen von Ordnung nötig und damit gezielte Exklusion, um Sicherheit zu garantieren. Besonders deutlich wird dies in den globalen Megametropolen, die auch Sitz globaler Handels- und Finanzmärkte sind, wie etwa in Dubai, wo durch innovative Architektur und technologische Innovationen wie biometrische Zugangskontrollen ein Vorbild für andere Megacities wie Mexico-City oder Moskau geschaffen wird. Die fortschreitende Urbanisierung mit einhergehender Landflucht hat überdies zu einem folgenschweren Verlust der Autonomie der Bauern geführt. Ökonomische Transformationsprozesse der Industrialisierung und entsprechende Veränderungen des allgemeinen Lebensmodus – wo Menschen nicht mehr von eigenen Reserven aber von den Warenlagern der Supermärkte leben – ließen das „Zeitfenster bewaffneter Konflikte und Kriege immer kleiner werden“ und erhöhten das Risiko einer humanitären Katastrophe durch den drohenden Zusammenbruch kommerzieller Wirtschaftsstrukturen. Der ländliche Raum bietet im Falle eines Krieges keinen effektiven Rückzugsraum mehr wie in der Vergangenheit oder auch während der Jugoslawienkriege, wo die Bevölkerung aufgrund fehlender umfassender sozialistischer Agrarreformen den 70-tägigen NATO-Angriff ohne größere humanitäre Katastrophe überleben konnte. Darüber hinaus müsse man bei Krieg von einem globalen sozialen Bezugspunkt ausgehen, da sowohl menschliche Ressourcen als auch die politische Beteiligung unterschiedlicher Akteure „global gestreut“ sind, sodass es zu einer „Exterritorialisierung lokaler Konflikte“ kommt, so Lock. Und nicht zu vergessen, die „Tränenindustrie“ der internationalen Hilfe, welche Mitleid intendiert, durch Versorgung und Unterstützung aber letztlich dazu beiträgt, dass Kriegshandlungen und Kriegsökonomien aufrecht erhalten werden. Lock resümierte, dass die neue „Sicherheitsordnung“ zu eskalierenden Identitätsgruppen mit konkurrierenden Interessen geführt hat, die zwangsläufig den Ausschluss anderer Gruppen bedingt. Ein Ansatzpunkt sei in der Stärkung von Humankapital zu suchen und da vor allem durch Bildung, um eine produktive Integrationschance zu ermöglichen, vor allem für Jugendliche, die jetzt schon die deutliche Bevölkerungsmehrheit in den so genannten Entwicklungsländern stellen.

Anschließend setzte sich Andreas Zumach
 (Journalist und UN-Korrespondent) in seinem Vortrag mit dem Zusammenhang von Armut und bewaffneten Konflikten auseinander. Es ist
 mehrfach bewiesen, dass Krieg in der Regel zu Armut führt. Jedoch ist der daraus folgende Umkehrschluss, dass Armut automatisch Kriege schafft, nicht so eindeutig, obwohl dies in der Öffentlichkeit oft so wahrgenommen wird. Empirische Studien belegen, dass viele bewaffnete Konflikte in den letzten Jahrzehnten in Ländern stattgefunden haben, welche laut Human Development Index (HDI) zu den ärmsten der Welt zählen. So ist die 2003 von der Weltbank durchgeführte Studie „Breaking the Conflict Trap. Civil War and Development Policy“ zu dem Schluss gekommen, dass durch einen 5 %igen Einbruch des Wirtschaftswachstums eines Landes die Wahrscheinlichkeit eines bewaffneten Konfliktes um 50 % steigt. Ein Gegenbeispiel für diese Annahme stellt jedoch etwa Malawi dar, welches laut HDI auf Platz 170 von 192 zu finden ist, wo sich aber keinerlei verstärke Neigung zu Gewaltkonflikten entdecken lässt. Weiters ist Armut auch nicht die alleinige Ursache für bewaffnete Konflikte, es müssen hierbei auch andere Faktoren wie zum Beispiel horizontale Ungleichheiten miteinbezogen werden. Unter diesen versteht man die relative Minderung von Chancen oder eine Verschlechterung der Lebensbedingungen von bestimmten Bevölkerungsgruppen innerhalb eines Landes. Diese Unzufriedenheit kann dann entlang ethnischer und religiöser Linien von politischen Führern instrumentalisiert werden, um bestimmte Gruppen zu mobilisieren und zu einer Ausübung kollektiver Gewalt durch diese führen. Horizontale Ungleichheiten können durch externe Faktoren wie erhöhte Energiepreise noch zusätzlich verschlimmert werden, so Zumach. Ein weiterer Parameter für den Ausbruch von Konflikten ist die zunehmende Rohstoffknappheit, die aufgrund der zunehmenden Nachfrage aus Schwellenländern noch zusätzlich an Virulenz gewinnt. Diese Krise manifestiert sich in den Ländern des Südens um einiges drastischer als in den westlichen Industriestaaten, da einerseits die Kriegsgefahr aufgrund der immer knapper werdenden Rohstoffe in den Ländern selber immer mehr steigt und andererseits auch die Wahrscheinlichkeit von rohstoffmotivierten Interventionen externer Mächte zunimmt, wie auch anhand des Krieges im Irak zu beobachten ist. Durch diesen Vormittag führte Johannes Marlovits (Journalist, ORF).
Die Kriege der Armen mit den Waffen der Reichen

Im Abendvortag beschäftigte sich Elmar Altvater
 (FU Berlin) mit regionalen Konflikten und ihren globalen Ursachen. Altvater identifizierte vier globale Krisen, nämlich die Klima-, Energie-, Hunger- und Finanzkrise, für welche er v.a. die westlichen Industriestaaten und transnationale Firmen verantwortlich machte. So sind vor allem die westlichen Staaten die Hauptverursacher für den fortschreitenden Klimawandel, da diese beispielsweise weltweit die meisten CO2-Emissionen produzieren. Um diesem entgegenzuwirken wird nun verstärkt auf Agrokraftstoffe gesetzt, deren Verwendung jedoch diesbezüglich eher kontraproduktiv wirkt und zudem zu einer Erhöhung der Lebensmittelpreise führt. Die Finanzkrise wirkt sich u.a. aufgrund von Spekulationen negativ auf die Öl- und Lebensmittelpreise aus, eine Regulierung des Finanzsektors durch die internationalen Finanzinstitutionen ist jedoch nicht zu erwarten. Die Nahrungsmittelkrise ist auch auf die weltweite Liberalisierung des landwirtschaftlichen Sektors und die Subventionspolitik der EU und den USA zurückzuführen. Altvater plädierte deshalb für eine Ernährungssouveränität, welche es den Ländern des Südens erlaubt, ihre Landwirtschaftspolitik selbst zu gestalten und sich nicht Auflagen der Bretton Woods-Institutionen beugen zu müssen. Armut ist somit auch auf die von Altvater genannten „global root causes“ zurückzuführen. Weiters ist in diesem Kontext die  so genannte „Responsibility to Protect“ zu beachten, welche offiziell dem Schutz der Menschenrechte dienen sollte, jedoch aufgrund des Verstoßes gegen das Prinzip der staatlichen Souveränität völkerrechtlich problematisch ist. Darüberhinaus besteht die Gefahr, dass die Schutzverantwortung nur dann wahrgenommen wird, wenn bestimmte nationale Interessen auf dem Spiel stehen. So war die internationale Gemeinschaft etwa beim Genozid in Ruanda untätig, während im Falle des Kosovo 1999 die NATO interveniert hat. Einen weiteren bedeutenden Aspekt stellt die Tatsache dar, dass die meisten Waffen, die in regionalen Konflikten weltweit zum Einsatz kommen, aus dem Westen stammen, wodurch „die Kriege der Armen mit den Waffen der Reichen“ geführt werden. Um die globalen Ursachen von Krieg und Armut zu bekämpfen ist die „Responsibility to Protect“ somit wenig hilfreich, stattdessen wäre eine Umgestaltung der internationalen Ordnung vonnöten, so Altvater. Die Moderation des Abendvortrages oblag Cornelia Krebs (Journalistin, ORF).

Das Armutszeugnis der globalen Ökonomie

Unter der Moderation von Ursula Gamauf (ÖSFK) untersuchte zunächst der Sozialwissenschafter Ueli Mäder
 (Universität Basel) Interdependenzen von globaler sozialer Ungleichheit, Verteilungsgerechtigkeit und konfliktiven Folgen der Globalisierung. Nach einführenden Darlegungen in Anlehnung an Pierre Bourdieu und Ulrich Beck sowie einer kritischen Auseinandersetzung relevanter Berichte internationaler Organisationen wie etwa UNO und Weltbank über die menschliche Entwicklung und ökologische Problematiken, präsentierte Mäder auch eigene Studien seines Instituts über soziale Ungleichheit und Exklusion u. a. am Beispiel der Schweiz und diskutierte ausgewählte Thesen und theoretische Implikationen. Demnach ist es zwar in den letzten zehn Jahren zu einer Verdreifachung der Umsätze der Weltmärkte gekommen, allerdings wird mehr als die Hälfte dieser Zunahme in nur acht Ländern absorbiert. Dieser ungleiche Austausch einer konzentrierten Weltwirtschaft hat zu einer „Refeudalisierung von Besitz“ geführt, was erhebliche Verluste in den so genannten Entwicklungsländern zur Folge hat und die soziale Ungleichheit erhöht. „Globalismus“, wie Mäder diese einseitige wirtschaftliche Prägung von Globalisierung nennt, schwächt politische Verbindlichkeiten und den sozialen Zusammenhalt. Betroffene bzw. sozial Benachteiligte reagieren nach einer von Mäder diskutierten Studie einerseits mit einer „enorm großen Bereitschaft, die Flucht nach vorne anzutreten“,  indem die Erwerbstätigkeit auf prekarisierte Arbeitsbereiche ausgedehnt wird. Andererseits geht damit auch eine Empörung und Verunsicherung einher, was nicht nur zu einem weiteren Ausschluss sozial schwächerer Gruppen führt, sondern auch die Anfälligkeit für neopopulistische autoritäre Strömungen stärkt. Abschließend kritisierte Mäder die Aufweichung wichtiger theoretischer Erkenntnisse in der Entwicklungsdebatte zu Lasten einer notwendigen Differenzierung sowie die voreilige Verabschiedung des friedenspolitischen Potenzials von dependenztheoretischen Ansätzen. Demnach müssen einseitige Abhängigkeitsverhältnisse nach wie vor betont und untersucht werden, da die „bedauernswerte Verabschiedung struktureller Rahmenbedingungen“ auch gewissermaßen „vom Handeln wegführen“, so Mäder. In diesem Sinn ist auch der gegenwärtig in den Sozialwissenschaften verdammte „Umweg über Ursachenforschung und über die Theoretisierung von Konzepten“ ein notwendiger.

Claudia Haydt
 (Soziologin und Religionswissenschafterin, Tübingen) referierte im Anschluss über den Zusammenhang von Armut, Ressourcen und Konfliktdynamiken. Anhand des Beispiels Somalia veranschaulichte sie, inwiefern die lokale Handlungsfähigkeit über Ressourcen durch externe Interventionen seitens der Weltbank eingeschränkt wurde. Durch Lebensmittelhilfe und auferlegte Maßnahmen wie die Deregulierung der Getreidemärkte wurden die lokalen Märkte zerstört, während die Preise für Saatgut und Energie gestiegen sind. Die globale Hungerkrise wirkte sich auch äußerst drastisch auf Somalia aus, jedoch wurde dies kaum in den westlichen Medien thematisiert. Für Haydt steht das Fallbeispiel Somalia stellvertretend für die Ignoranz vieler westlicher Staaten gegenüber den realen Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung zugunsten der Durchsetzung neoliberaler Marktinteressen. Globale Armut ist somit ein Phänomen, für das v.a. die westlichen Staaten verantwortlich zu machen sind. Weiters führt die Schaffung von staatlichen Strukturen nicht automatisch zu Demokratie; „Demokratie muss man sich leisten können“, so Haydt. Es bedarf somit einer ökonomischen Grundlage für den Aufbau von Institutionen. Auch ist Wirtschaftswachstum alleine nicht ausschlaggebend für Stabilität, entscheidend ist, ob sich dieses auch gerecht auf die Bevölkerung verteilt. Geopolitik spielt Haydt zufolge eine immer größere Rolle für die Außenpolitik vieler westlicher Staaten, was sich auch anhand der von ihnen verfolgten Rohstoffpolitik zeigt. So steht etwa im Weißbuch der deutschen Bundeswehr geschrieben, dass zur Wahrung der nationalen Rohstoffinteressen militärische Mittel eingesetzt werden können, was man z.B. an der Sicherung des Gebietes von der Straße von Hormuz bis zum Suez-Kanal durch die deutsche Marine beobachten kann. Laut Haydt ist das Militär das ungeeignetste Mittel, um Konflikte und Fragen der Verteilungsgerechtigkeit zu lösen. Stattdessen plädierte sie für eine alternative globale Prioritätensetzung: anstatt von Militärausgaben sollte Entwicklungshilfe auf den Agenden westlicher Staaten stehen, da Friede und Entwicklung ökonomisches Startkapital benötigen. Nur so könne man Handlungsfähigkeit für die Länder des Südens herstellen. 

Gescheiterte oder zum Scheitern gebrachte Staaten?

Claudia Derichs
 (Universität Hildesheim) präsentierte in ihrem Vortrag das Konzept des Nation-Building und erläuterte dessen Rolle als Schlüsselkonzept für zivile Konfliktbearbeitung. Schon in der postkolonialen Phase war Nation-Building ein bedeutender Ansatz, da die Grenzen der postkolonialen Staaten oft willkürlich gezogen wurden und so die Herstellung einer nationalen Einheit vonnöten war, was aber durch die innere Heterogenität dieser Staaten oft noch zusätzlich erschwert wurde. Derichs differenzierte hierbei zwischen State-Building, welches die Errichtung formaler Institutionen beinhaltet, und Nation-Building, welches darüberhinausgehend die Herstellung eines Gefühls der nationalen Identität umfasst. Es gibt aber auch viele Nationen ohne Staat – wie etwa das Beispiel Tibet oder Palästina zeigt, sowie auch Staaten ohne Nationen. Der Verlust von Staatlichkeit muss somit nicht automatisch einhergehen mit einem Verlust von Nationalität, wie das Beispiel Irak zeigt, jedoch gehen Staat und Nation idealiter miteinander einher. Die Nation muss in einen ideellen, ideologischen und psychologischen Rahmen eingebettet werden, was Derichs als „Framing“ bezeichnete. Wichtige Eckpfeiler für ein erfolgreiches Nation-Building sind u.a. die Akzeptanz der Bevölkerung, die Rückbesinnung auf gemeinsame Mythen, Symbole und eine geteilte Geschichte und die Glaubwürdigkeit des Konzeptes. Nation-Building muss dabei als ein Transformationsprozess gesehen werden, da Vorstellungen von Nation und von Kultur nicht statisch und immer im Wandel begriffen sind. Zudem muss dieser Ansatz kontextabhängig angewandt und sollte nicht als universelles Konzept verstanden werden. So sind etwa Begriffe wie Demokratie oder Säkularismus in vielen Ländern des Nahen Ostens negativ konnotiert, was eine dementsprechend andere Herangehensweise notwendig macht. Als positives Beispiel für Nation-Building nannte Derichs Malaysia, welches trotz der gesellschaftlichen Heterogenität u.a. aufgrund des wirtschaftlichen Erfolges in den Rang eines Schwellenlandes aufgestiegen ist. Zusammenfassend ging Derichs abschließend auf die wichtigsten Elemente des Nation-Building ein: vertrauensbildende Maßnahmen zwischen den zentralen Akteuren, eine wirtschaftliche Basis als Fundament, eine entsprechende Infrastruktur, die Möglichkeit der Betätigung der Bevölkerung sowie eine ausgewogene Genderbalance. 

Im Anschluss arbeitete Rainer Tetzlaff
 (Universität Hamburg) in seinem Vortrag die internen und externen Ursachen des Staatszerfalls in Afrika heraus. Zunächst stellte er fest, dass es Afrika nur im Plural gibt, das heißt dass man aufgrund der Heterogenität des Kontinentes keine Verallgemeinerungen treffen sollte. Zudem gibt es nicht nur eine „nationale Identität“ innerhalb eines Landes, sondern oft eine Pluralität von Identitäten die sich etwa über die Zugehörigkeit zur eigenen Familie oder einer bestimmten Region äußern. Tetzlaff unterschied zwischen vier verschiedenen Formen des Staatszerfalls, welche vom territorialen partiellen Staatszerfall, bei welchem sich bestimmte Teile eines Landes abspalten, bis hin zum totalen Staatskollaps reichen, wofür er Somalia als Beispiel anführte. Dabei merkte er kritisch an, dass viele afrikanische Staaten die nach ihrer Unabhängigkeit erlangte Souveränität nicht von innen heraus erkämpft haben und die Grenzen des Landes durch die Kolonialherren oft willkürlich gezogen worden sind, wodurch sich die berechtigte Frage stellt, wie etwas zerfallen kann, das ursprünglich nie eine Einheit war. Aufgrund von schwachen staatlichen Strukturen hat in vielen Ländern Afrikas nicht der Staat das Gewaltmonopol inne, wodurch sich beispielsweise im Kongo „Warlord“-Strukturen herausgebildet haben. Tetzlaff kritisierte in diesem Zusammenhang auch das in vielen Staaten vorherrschende „Big Man“-Syndrom, aufgrund dessen politische Führer „Bad Governance“ praktizieren und somit die staatlichen Institutionen nicht mehr funktionsfähig sind. Ein wichtiger Aspekt ist darüberhinaus, dass sich weite Teile der Bevölkerung oft eher mit der eigenen Großfamilie als mit dem Staat verbunden fühlen, da die Familie unter den gegebenen Globalisierungsbedingungen oft mehr zur Sicherheit und zum Überleben des Einzelnen beiträgt als schlecht funktionierende staatliche Strukturen. Tetzlaff plädierte abschließend für kreative Lösungen und „Ownership“ durch die lokale Bevölkerung anstatt einer Erhöhung der Entwicklungshilfe, da diese nur die Eigeninitiative der betroffenen Leute einschränken würde. Als positives Beispiel hierfür nannte er Äthiopien, welches zunehmend auf die Ausbildung von Humankapital setzt und versucht, dem wissenschaftlichen und technologischen Fortschritt westlicher Staaten nachzueifern. Der Westen müsste die afrikanischen Staaten dabei unterstützen, diese Chancen zu nützen, so Tetzlaff. Durch diesen Vormittag führte Annette Scheiner (Journalistin, ORF). 

Unbekömmliche Gerichte vom globalen Konfliktherd

Volker Matthies
 (Universität Hamburg) referierte über das Horn von Afrika, welches durch wiederkehrende humanitäre Katastrophen, Gewaltkonflikte und zuletzt auch im Rahmen des Anti-Terror-Kriegs bereits als „chronische Krisenregion“ traurige Bekanntschaft in Medien, internationaler Politik und wissenschaftlichen Diskursen genießt. Ausgehend von Somalia als „Epizentrum für Gewaltkonflikte“ in der Region, erklärte Matthies komplexe Kriegs- und Konflikt-Zusammenhänge, welche in jüngerer Vergangenheit durch den US-gestützten Militäreinsatz Äthiopiens gegen den „Islamistischen Terror“ eine erneute Gewalteskalation erfuhren und nicht nur den politischen Wiederaufbau, sondern vor allem die humanitäre Hilfe in einer der ärmsten Regionen der Welt erschweren. Matthies betonte, dass neben internen Konfliktfaktoren eine Vielzahl von externen Akteuren zu einer fortgeschriebenen Konfliktdynamik beitragen, nicht zuletzt angesichts der geostrategischen Lage der Region am Eingang zum Persischen Golf sowie als kritische Stelle einer zentralen Energietransportroute Europas. Zudem wird Äthiopien, welches sich als regionale Hegemonialmacht begreift, als Partner im Krieg gegen den Terror militärisch von den USA unterstützt, die im Gegenzug äthiopische Militärbasen nützen können und Terrorverdächtige zu Verhören in Gefangenenlager nach Äthiopien verschleppen lassen. Währenddessen versinkt die ehemalige Hauptstadt Somalias Mogadischu in einem permanenten Gewaltkonflikt konkurrierender „Warlords“, die im Kampf gegen den „Islamistischen Terror“ zu Verbündeten der USA avancierten. Die von internationalen Akteuren gebildete und militärisch unterstützte Übergangsregierung Somalias kommt über diese externe Legitimität nicht hinaus und wird von der eigenen Bevölkerung als „Marionette ausländischer Interessen“ wahrgenommen. Matthies folgerte, dass die US-äthiopische militärische Zerschlagung islamischer politischer Ordnungsstrukturen in Somalia, welche zuvor ein gewisses Maß an Stabilität gewährleisten konnten, angesichts der weiteren Gewalteskalation in der Region sich zunehmend als Pyrrhus-Sieg erweist und vorhandene Konflikte sogar noch verschärft und eine Lösung erschwert hat. Es muss vielmehr endlich zu einer inklusiven bzw. repräsentativen Regierungsbildung und einer effektiven friedenspolitischen „Road Map“ kommen, so Matthies, welche von allen relevanten politischen und zivilgesellschaftlichen Akteuren akzeptiert wird. In diesem Sinn sollten internationale Akteure auch von einem „terroristischen Generalverdacht“ gegenüber der islamischen Bevölkerung Somalias Abstand nehmen und zu einer „differenzierteren Einschätzung des politischen Islam“ allgemein gelangen.

Mohssen Massarrat
 (Universität Osnabrück) erklärte daraufhin den Teufelskreis von Krieg, Armut und Unterentwicklung anhand des Mittleren und Nahen Ostens. Zunächst erläuterte er die historischen Ursachen der Kriege und Konflikte in dieser Region. Aufgrund von externem militärischem, ökonomischem und politischem Druck kam es zwischen 1910 und 1920 zum Zerfall des Osmanischen Reiches, wovon neben der Türkei vor allem Territorien ohne klare Grenzen zurückgeblieben sind. Die französische und die britische Kolonialmacht zogen dann gemäß ihrer geopolitischen Interessen nationale Grenzen in dieser Region. Dieser Prozess kann auch als eine Art frühes Nation-Building verstanden werden. In weiterer Folge kam es zu Territorial- und Ressourcenkonflikten, zu innerislamischen Auseinandersetzungen sowie zu einem Konflikt zwischen Tradition und Modernismus; beispielhaft dafür stehen etwa der Israel-Palästina Konflikt, der Kurdistan-Konflikt sowie Streitigkeiten zwischen dem Irak und Kuwait. Für eben genannte oft gewaltsame Auseinandersetzungen ist aber nur in geringem Maße der Zerfall des Osmanischen Reiches verantwortlich zu machen, sondern vorrangig die Kolonialpolitik der westlichen Mächte, so Massarrat. Im Laufe der Zeit haben zunehmend auch die USA Hegemonialinteressen in der Region entwickelt, wie sich auch aktuell am Konflikt mit dem Iran zeigt. In den 1970er Jahren kam es im Zuge der Ölkrise zu einem Tausch von Petrodollar gegen Waffen aus westlichen Staaten, wodurch ein Wettrüsten in Gang gesetzt wurde und der Irak und Iran vor Ausbruch der Iranischen Revolution stark aufgerüstet waren. Massarrat verdeutlichte, wie Krieg zu Armut in der Region geführt hat, obwohl diese Armutsverhältnisse im Vergleich zu vielen afrikanischen Staaten eher geringer bemessen sind. So hat der erste Golfkrieg im Iran zu großer Armut geführt, u.a. da viele arme Leute in den bewaffneten Kampf involviert waren, viele dem Krieg zum Opfer gefallen sind und dadurch auch große Flüchtlingsströme ausgelöst wurden. War der Irak einst einer der wohlhabendsten Staaten im Nahen Osten, kam es vor allem nach dem zweiten Golfkrieg zu einem „Brain Drain“, was u.a. die Abwanderung von Ärzten und somit auch eine Verschlechterung der Gesundheitsversorgung zur Folge hatte. Abschließend schlug Massarrat einen Prozess im Sinne der KSZE vor, um durch regionale Kooperationen die historisch entstandenen Konflikte zu entschärfen. Rita Glavitza (Praktikantin am ÖSFK) führte durch diesen Vormittag
.

Entwicklungshilfe und Rüstungsexporte

Die diesjährige Podiumsdiskussion unter der Leitung von Alexandra Elbling (EPU) stand unter dem Thema „Die EU im Dienste der Armutsbekämpfung: Zwischen größter Entwicklungshelferin und Rüstungsexportweltmeisterin“. Carola Bielfeldt
 von der Universität Innsbruck plädierte dafür, dass die Empfänger von Waffenexporten genau überprüft werden sollten und bei der Anwendung von „Ownership“-Konzepten genau überlegt werden sollte, welchen Regimen Waffen in die Hand gegeben werden. Weiters sind Bielfeldt zufolge viele westliche Staaten nicht an einer ernsthaften Entwicklungspolitik interessiert, sondern verfolgen eher nationale Interessen wie die Wahrung der nationalen Sicherheit oder die Aufrechterhaltung des eigenen Wohlstandes. Gunther Hauser
 von der Landesverteidigungsakademie Wien betonte, dass es die EU als Rüstungsmacht an sich nicht gebe, sondern nur einzelne europäische Staaten, welche in Waffen investieren. Die weltweit größten Waffenexporteure nach den USA und Russland sind somit Deutschland, Frankreich und Großbritannien. Darüberhinaus ist seiner Meinung nach die Stabilisierung eines Landes durch militärische Mittel eine notwendige Voraussetzung für dessen weiteren Aufbau, was auch anhand der EU-Mission im Tschad beobachtet werden kann. Astrid Wein (Care Österreich) thematisierte den problematischen Zusammenhang von ziviler und militärischer Zusammenarbeit in Krisengebieten, welche eine effiziente Hilfeleistung oft erheblich erschwert. Von der Entwicklungshilfepolitik der EU fordern Wein zufolge mehrere europäische NGOs wie auch Care einen Demokratisierungsansatz, „Democratic Ownership“ und die Interaktion von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Regierungen. Der Präsident von Caritas Österreich Franz Küberl
 kritisierte die in westlichen Staaten oft vorherrschende falsche Grundannahme, dass ein Gewaltmonopol alleine anstatt von Rechtstaatlichkeit ausreichend für die Stabilität eines Landes sei. Weiters ist auch die eigene nationale Sicherheit nur dann gegeben, wenn auch andere Staaten sicher sind, wie etwa die Auswirkungen der Konflikte in den Maghreb-Staaten auf Frankreich veranschaulichen. Was die Armutsbekämpfung betrifft sollten die Zivilgesellschaft, die Wirtschaft und der Staat alle mit ihren eigenen Mitteln helfen, Armut zu reduzieren, so Küberl.   

Wege aus Armut und Krieg

Unter der Moderation von Christa Hager (Journalistin, derStandard.at) wurden zum Finale der Sommerakademie konkrete Handlungsperspektiven sowohl für die Staatenwelt als auch für die Zivilgesellschaft diskutiert. Dabei trafen auch unterschiedliche Perspektiven der Vortragenden aufeinander, die trotz gegenteiliger Auffassung von großem Respekt für die jeweils andere Position geprägt waren und eine interessante Diskussion in den Raum stellten. Zuerst übte Ulrich Brand
 (Universität Wien) Kritik am Konzept der „Global Governance“ und dem Verhältnis zur neoliberalen und imperialen Hegemonie. „Global Governance“ ist demnach eine „Denkform politisch Handelnder, um eine aus den Fugen geratene Welt zu ordnen aber nicht zu verändern“. Entsprechend skizzierte Brand wesentliche Kritikpunkte: Das Konzept der „Global Governance“ greift u. a. zu kurz, da die „kapitalistische Standortkonkurrenz“ ausgeblendet wird und die gegenwärtige Welt nicht ohne ökonomische Konkurrenz zu erklären ist. Ebenso greifen Ansätze prinzipiell zu kurz, welche Herrschaft auf den Staat und sein Gewaltmonopol reduzieren und andere Formen von Herrschaft wie etwa Klassen oder patriarchale Strukturen ausblenden. Des Weiteren ist das Konzept von einem „Problemlösungsbias“ geprägt, wo Probleme und Lösungsansätze aber keine Ursachen wie Produktions- und Lebensweisen thematisiert werden. Brand bediente sich in seiner Argumentation der Gedanken Antonio Gramscis, welcher ähnlich den Ideen Webers Herrschaft u. a. über die Zustimmung der Beherrschten definiert. In diesem Sinn räumte Brand der Zivilgesellschaft wesentliche Handlungsfähigkeiten ein, im Gegensatz zum neoliberalen Hegemonieverständnis, welches Politiker als entscheidende Akteure begreift und die Bevölkerung „passiviert“. Kritik und alternative Lösungsansätze sind immer stärker, wenn diese „von unten“ kommen, so Brand, und dürfen sich nicht nur auf klassische Akteure wie NGOs beschränken. Progressive Ideen müssen auch in Hochschulen, alternativen Betriebsräten und Gewerkschaften gesucht werden. Wichtig ist vor allem eine kritische Hinterfragung vermeintlicher Lösungsansätze, die keine Veränderung sondern Aufrechterhaltung gegebener Strukturen und Praktiken beinhalten.

Demgegenüber outete sich Franz Nuscheler
 (Universität Duisburg-Essen) als „globale Gouvernante“ und verwies auf den ideengeschichtlichen Hintergrund der „Global Governance“, der u. a. auf Willy Brandt und Bruno Kreisky zurückgeht, in Anlehnung an die bereits von Kant im „Ewigen Frieden“ formulierte „Not, die Staaten dazu zwingt sich zu föderieren, um überhaupt handlungs- und friedensfähig zu sein“. Bereits vor 28 Jahren hatte Willy Brandt festgestellt, dass sich mit den globalisierten Problemen der heutigen Welt auch die Politik globalisieren müsse. Auch mächtige Hegemone wie die USA können globale Probleme wie die Klima-, Energie, Finanz- oder Lebensmittelkrise nicht mehr alleine lösen und sind auf internationale Kooperation und Koordination angewiesen. In diesem Zusammenhang kritisiert Nuscheler den von Brand diskutierten Hegemoniebegriff und wendet sich vor allem gegen eine unreflektierte Neoliberalismus-Kritik als „Gespenst“ oder „ideologische Vielzweckwaffe für alles mögliche und unmögliche“. Dementsprechend sind auch die G 8 bereits als „historisches Auslaufmodell“ zu betrachten, welche in keiner Weise die politischen und wirtschaftlichen Machtkonstellationen reflektieren. Die Hegemonie der G 8 ist am „Zerbröseln“, so Nuscheler, da sich die „Avantgarde des Südens nicht mehr lange als Gesprächsgruppe abspeisen werden lassen“ und vielmehr auf eine multipolare Weltordnung setzen. Darüber hinaus lassen sich globale Probleme längst nicht mehr nur durch staatliches Handeln lösen. Es bedarf vielmehr einer Kooperation von staatlichen und privaten Akteuren, was nicht nur zivilgesellschaftliche Akteure wie NGOs fordert, sondern auch multinationale Unternehmen mit ihrer transnationalen Organisationsstruktur und vor allem ihrer Finanzkraft, die nicht selten jene ganzer Staaten übertrifft. Der Staat kann also nur mehr durch multilaterale Kooperation problemlösend handeln, bleibt aber dennoch als „Interdependenzmanager mit komplexen Organisationsaufgaben“ von zentraler Bedeutung, da etwa die Entwicklungszusammenarbeit und -hilfe ohne Staat nicht möglich wäre. In diesem Sinn ist auch das Gerede vom Ende des Nationalstaats „dummes Zeug“, so Nuscheler. Es geht vielmehr um erweiterte Handlungsfähigkeiten im Gegensatz zum „Pochen auf kleinkarierte Souveränitäten“.

Workshops

Von Montag bis Donnerstag hatten die TeilnehmerInnen der Sommerakademie nachmittags die Möglichkeit, Probleme und Lösungsansätze rund um globale Armutsbekämpfung in einem von mehreren Workshops zu diskutieren, deren WorkshopleiterInnen sich der Thematik aus unterschiedlichen Perspektiven näherten. Im Integrativworkshop von Peter Strutynski (Universität Kassel) standen die VormittagsreferentInnen nochmals Rede und Antwort und vertieften gemeinsam mit den TeilnehmerInnen Diskussionspunkte der jeweiligen Vorträge. Andreas Zumach (Journalist, Genf) untersuchte in seiner Arbeitsgruppe „Armut bekämpfen – aber wie?“ Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche und nachhaltige Armutsbekämpfung mit einem kritischen Fokus auf die Millenniumsziele der Vereinten Nationen. Hildegard Goss-Mayr und Pete Hämmerle (beide Internationaler Versöhnungsbund) bearbeiteten mit ihren TeilnehmerInnen gewaltfreie Lösungsansätze zur Überwindung von Gewalt und Armut am Beispiel der Arbeit der Groupe d´Action Non-violente Évangelique (GANVE) in der Demokratischen Republik Kongo und stellten im Rahmen von Gruppenarbeiten und Rollenspielen entsprechende Handlungsmöglichkeiten vor. Auch im Workshop „Gender-Armut-Konflikt. Eine friedenspädagogische Annäherung“ von Silvia Mohnl (Verein Vermittlungsexperten) und Manuela Urschik (Mediatorin) ging es um konkrete Handlungsfelder und -möglichkeiten einer/s jeden Einzelnen und die Sensibilisierung gegenüber „blinden Flecken“ im gesellschaftlichen Alltag, der von ungleichen Geschlechterrollen geprägt ist. Im Arbeitskreis von Werner Ruf (Universität Kassel) untersuchten die TeilnehmerInnen anhand von gesellschaftstheoretischen und sicherheitspolitischen Konzepten Zusammenhänge von Kriegen und Konflikten und struktureller Gewalt wie etwa Armut. Der JungforscherInnenworkshop von Rita Glavitza und Georg Leitner (beide Diplomanden der Kultur- und Sozialanthropologie, Universität Wien), der bereits zum dritten Mal stattfand, bot auch dieses Jahr wieder engagierten JungwissenschafterInnen aus unterschiedlichen Disziplinen die Möglichkeit, ihre Arbeiten zum Thema der Sommerakademie zu präsentieren und mit einem interessierten, stetig wachsenden Publikum zu diskutieren. 

Ergänzt und aufgelockert wurde das dichte wissenschaftliche Programm der Sommerakademie auch dieses Jahr wieder durch eine vielfältige Abendgestaltung. Mit Spannung erwartet fand zwischen Wolfgang Machreich
 (Journalist, Die Furche) und dem bekannten österreichischen Kabarettisten und Schauspieler Josef Hader
 ein Gespräch über den Zusammenhang von Krieg und Armut statt. Hader äußerte sich im Laufe der äußerst unterhaltsamen Diskussion über verschiedene Themen wie die Nahrungsmittelkrise, die österreichische Politik, die Bedeutung der EU und friedenspolitische Handlungsperspektiven. Im Anschluss an das in einem gemütlichen Ambiente geführte Gespräch bot sich den ZuhörerInnen die Möglichkeit, Fragen an Josef Hader zu stellen. 

Die burgenländische Landesregierung lud zum Empfang und Speis und Trank in den Rittersaal der Burg und das beinahe schon legendäre Burgfest begeisterte mit der Band „Vusa Mkhaya – The Spirit of Ubuntu“ (Simbabwe) jung und alt, so dass auch noch so erschöpfte TeilnehmerInnen bis in die Morgenstunden das Tanzbein schwangen. Trotzdem es für so manche/n TeilnehmerIn spät wurde, fand man sich früh am nächsten Morgen zum Friedensgottesdienst in der Burgkapelle unter der Leitung von Landessuperintendent Thomas Hennefeld (Evangelisch-reformierte Kirche) ein. 

Publikationen

Im Dezember 2008 ist die Erscheinung des Buches zur Akademie mit Beiträgen aller ReferentInnen in der Publikationsreihe „Dialog – Beiträge zur Friedensforschung“ geplant. Die Ergebnisse des JungforscherInnenworkshops werden in der Reihe SAFRAN „Schlaininger Arbeitspapiere für Friedensforschung, Abrüstung und Nachhaltige Entwicklung“ veröffentlicht.

Die 26. Internationale Sommerakademie wird von 5. – 10. Juli 2009 in Schlaining stattfinden.
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